
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 39 17. Oktober 2014 

 
 
 

Inhalt  
9. Medienkonferenz des dbb:  
Öffentlich-Rechtliche müssen junges Publikum binden+++ 
Gesetzliche Verbesserungen im Pflegebereich auf  
Beamte übertragen+++ 
Russ: Öffentlichen Dienst durch Flexibilisierung 
zukunftsfest machen+++ 
dbb fordert besseren Schutz für Beschäftigte: Gewalt gegen 
Staatsbedienstete nimmt drastisch zu+++ 
Entgeltordnung zum TV-Hessen tritt rückwirkend zum 
1. Juli 2014 in Kraft+++ 
Bundestag beschließt Besoldungserhöhung+++ 
dbb-Stellungnahme: Ausweitung von Langzeitkonten  
für Bundesbeamte begrüßt+++ 
dbb und Bündnis 90/Die Grünen: 
Tarifeinheitsgesetz würde Streikrecht einschränken+++ 
Eigenthaler - Klare Zielvorgaben für elektronische  
Steuerverwaltung fehlen+++ 
dbb jugend: Altersabgänge mit Demografie-Stellen abfedern+++ 
 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
dbb rheinland-pfalz: Steuerverschwendung geht alle an+++ 
dbb berlin sieht ersten Erfolg gegen „schleichende Privatisierung“+++ 
Grundbuchamts- und Notariatsreform – BBW schaltet sich ein+++ 
GDL-Erzwingungsstreiks bei der Deutschen Bahn+++ 
BTE begrüßt Verabschiedung der neuen Mess- und Eichverordnung 
durch Bundeskabinett+++ 

 
 

Namen und Nachrichten+++ 
 

 

 

Friedrichstraße 169/170 
D-10117 Berlin 

Verantwortliche Redakteurin 
Cornelia Krüger 

Telefon 030.40 81-55 60 
Telefax 030.40 81-55 99 
presse@dbb.de 
www.dbb.de 
 
 

Erscheint wöchentlich 
Nachdruck honorarfrei 
Quellenangaben erbeten 

 

a
k

tu
e

ll
 

  I
n

fo
rm

a
ti

o
n

sd
ie

n
st

 d
e

s 
d

b
b
 



 

aktuell Nr. 39 vom 17.10.2014 2 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

9. Medienkonferenz des dbb:  
Öffentlich-Rechtliche müssen junges Publikum binden  
 
(dbb) Nur wenn es gelingt, dauerhaft mehr junge Zuschauer für das Programm zu gewin-

nen, ist die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gesichert. „Für ARD und ZDF ist 
das eine existenzielle Frage“, sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt zur 

Eröffnung der 9. Medienkonferenz des gewerkschaftlichen Dachverbandes am 16. Okto-
ber 2014 in Berlin. „Die Jugend von heute ist die marktrelevante Zielgruppe von morgen.“  

 
Dauderstädt verwies auf die am Folgetag an-

stehende Entscheidung der Ministerpräsiden-

ten der Länder zum seit langem diskutierten 
gemeinsamen Jugendkanal von ARD und ZDF 

und sagte: „Die Bundesleitung des dbb unter-
stützt ein solches Vorhaben.“ 

 

Das größte Problem der traditionellen öffent-
lich-rechtlichen Fernsehprogramme sei die 

Überalterung ihrer Zuschauer. „Langfristig auf 
den konstanten Erfolg bei den 'Alten' zu set-

zen, ist eine riskante Strategie. Das haben 
auch die Verantwortlichen von ARD und ZDF 

erkannt“, sagte Dauderstädt. Die Quoten der 

Öffentlich-Rechtlichen seien noch gut, weil sie 
inklusive ihrer Dritten Programme mehr als die 

Hälfte der Zuschauer im Alter über 50 Jahre 
vereinigen. „In der Altersgruppe der 14- bis 

49-Jährigen spielen sie dagegen nur in der 

zweiten Liga“, so der dbb Chef. Ein umfassen-
des Angebot speziell für Jugendliche und junge 

Erwachsene, crossmedial, interaktiv und in 
öffentlich-rechtlicher Qualität, werfe aber auch 

neue, grundlegende Fragen auf, über die auf 

der Medienkonferenz diskutiert werden solle: 
Etwa, ob die jungen „Digital Natives“ mit ei-

nem linearen Jugendkanal überhaupt noch zu 
erreichen seien oder ob die begrenzten Res-

sourcen der Öffentlich-Rechtlichen statt in 
diesen neuen Kanal besser in die Verjüngung 

der Hauptprogramme fließen sollten.  

 
Der ARD-Vorsitzende und NDR-Intendant Lutz 

Marmor sowie Prof. Dr. Helmut Thoma, ehe-
maliger RTL-Geschäftsführer, der auf seinem 

Fernsehsender NRW.TV das „Jugend-Fenster“ 

Nix.TV.de gestartet hat, gingen in Impulsvor-
trägen dem Kampf der Sender um junge Zu-

schauer auf den Grund. Im Anschluss wurde 
unter dem Motto „In der ersten Reihe? Die 

Öffentlich-Rechtlichen und das junge Publi-

kum“ das Thema in einer Diskussionsrunde 

vertieft. Dazu hatten sich neben Marmor und 
Thoma auch Dr. Simone Emmelius, Leiterin 

von ZDFneo, Claus Grewenig, Geschäftsführer 
des Verbandes Privater Rundfunk und Teleme-

dien, Marcus Weinberg, Familienpoltischer 

Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. 
Walter Klingler, Leiter der Medienforschung 

des SWR und Sandra Kothe, Vorsitzende der 
dbb jugend, auf dem Podium eingefunden.  

 
Kothe machte die Unterstützung der Jugend-

organisation des dbb für ein crossmediales 

Jugendangebot von ARD und ZDF deutlich. 
„Junge Menschen haben Anspruch auf ein 

passgenaues Programm - und dafür gibt es 
bislang in den beiden Hauptkanälen kaum 

Freiräume.“ Jugendliche wollten nicht nur gut 

informiert, sondern auch direkt beteiligt wer-
den. „Deshalb unterstützen wir die Idee eines 

Jugendbeirates“, sagte Kothe. 
 

Ein Jugendkanal könne Raum für Experimente 

bieten, aber auch zur Werte- und Meinungsbil-
dung beitragen Die dbb jugend plädiere dafür, 

besonders die Themen Berufsfindung und Ori-
entierung in den Vordergrund zu stellen. 

 
(Anmerkung der Redaktion:  

Am 17. Oktober 2014 haben die Ministerpräsi-

denten der Länder auf ihrer Konferenz in Pots-
dam entschieden, dass es den Jugendkanal 

von ARD und ZDF nur in stark „abgespeckter“ 
Form geben wird. Statt eines multimedialen 

Angebots - Fernsehen, Radio, Internet - wird 

es den Jugendkanal nur als Online-Version 
geben. In einigen Bundesländern hatte es 

Widerstand gegen das Projekt gegeben.) 
(01/39/14) 

 
 

Gesetzliche Verbesserungen im Pflegebereich auf Beamte übertragen 
 
(dbb) Der dbb beamtenbund und tarifunion hat die Entscheidung des Bundeskabinetts 

begrüßt, über ein Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf der 
wachsenden Zahl von Pflegefällen mit rechtlichen und finanziellen Verbesserungen zu 
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begegnen. „Wenn man der demografischen Herausforderung begegnen will, ist die Wei-
terentwicklung von Familienpflegezeitgesetz und das Pflegezeitgesetz überfällig“, kom-

mentierte der dbb-Bundesvorsitzender Klaus Dauderstädt am 16. Oktober 2014 in Berlin 
die Absicht der Großen Koalition. 

 
„Fast die Hälfte der über zweieinhalb Millionen 

Pflegefälle in Deutschland wird ausschließlich 

durch Angehörige unterstützt, darunter über-
wiegend Frauen und zwangsläufig auch immer 

mehr Personen im Berufsleben“, erklärte Dau-
derstädt, „Eine Gesellschaft, die dem Phäno-

men wachsender Pflegebedürftigkeit gerecht 

werden will, muss Instrumente finden, erträgli-
che und angemessene Lösungen dafür anzu-

bieten.“ Der dbb sieht in der Einführung eines 
Rechtsanspruchs auf Familienpflegezeit und 

auf finanzielle Förderung durch zinslose Darle-

hen zur besseren Bewältigung des Lebensun-
terhalts während der Freistellung einen spür-

baren Fortschritt. 
 

Die Begrenzung auf Arbeitnehmer ist dabei 

nicht plausibel. „Ob eine Familie von einem 

Pflegefall betroffen ist, hängt nicht vom Status 
des Ernährers ab“, so der dbb Chef. „Darum 

dürfen Beamtinnen und Beamte auch nicht von 
den geplanten Fördermaßnahmen ausge-

schlossen bleiben. Familiäre und berufliche 

Verpflichtungen unter einen Hut zu bringen, ist 
gerade angesichts der Altersstruktur im öffent-

lichen Dienst auch ein Thema für Beamtinnen 
und Beamte.“ Der dbb erwarte daher, dass die 

schon geltenden Regelungen im Bundesbeam-

tenrecht über Teilzeit und Vorschuss bei Pfle-
gefällen parallel zum Arbeitnehmerbereich 

fortgeschrieben werden, im Bund und in allen 
16 Bundesländern. 

(02/39/14) 

 
 

Russ: Öffentlichen Dienst durch Flexibilisierung zukunftsfest machen 
 
(dbb) „Deutschland hat die Herausforderungen der weltweiten Finanzmarkt- und Wirt-

schaftskrise und vor allem die europäische Staatsschuldenkrise vergleichsweise gut über-
standen, weil der öffentliche Dienst verlässlich und kurzfristig für flexible Regelungen 

gesorgt hat“, brachte der Zweite dbb Vorsitzende Willi Russ die aus seiner Sicht aktuell 

stärkste Seite der öffentlichen Verwaltung auf den Punkt. „Niemand wird bestreiten wol-
len, dass die Leistungsfähigkeit unserer Polizisten, Steuerfahnder, Lehrer oder Kranken-

schwestern - um nur einige Berufsgruppen zu nennen - ein wichtiger Faktor für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland ist“, betonte Russ auf dem Kongress „Zukunft Personal“ am 

14. Oktober 2014 in Köln.  

 
Ohne das Engagement der Beschäftigten bei 
Bund, Ländern und Gemeinden sei jedoch 

nicht nur die Stabilität der wirtschaftlichen 
Entwicklung in Gefahr, sondern auch die Le-

bensqualität der Bürgerinnen und Bürger, hob 
Russ in seinem Fachvortrag zum Thema „Ist 

der öffentliche Dienst noch zu retten?“ hervor. 

„Wir müssen den öffentlichen Dienst jetzt ge-

gen die immer deutlicher werdenden Folgen 
des demografischen Wandels zukunftsfest 

machen. Und das kann nur gelingen, wenn wir 
den Weg der Flexibilisierung mit dem Ausbau 

von Teilzeitmodellen, mobilem Arbeiten und 
innovativen Arbeitszeitmodellen konsequent 

weiter beschreiten.“ 

(03/39/14) 

 
 

dbb fordert besseren Schutz für Beschäftigte: Gewalt gegen Staatsbedienstete 
nimmt drastisch zu 
 
(dbb) „Die Gewalt gegen Bedienstete des öffentlichen Dienstes nimmt drastisch zu", 

warnte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt in der „Welt am Sonntag“ (Ausgabe 
vom 12. Oktober 2014). Dies habe eine Umfrage des gewerkschaftlichen Dachverbandes 

in seinen Landesbünden und Mitgliedsgewerkschaften ergeben. Bei den verbalen und 
physischen Übergriffen, von denen die „eindeutige Rückmeldung“ berichte, handle sich 

nicht um ein Großstadtphänomen, sondern um eines, das keine regionalen Grenzen ken-

ne, betonte Dauderstädt.  
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Auch in Verwaltungsbereichen, in denen es um 
Hartz IV oder andere Zweige der Sozialversi-

cherung gehe, erlebe man ein "Ausufern der 
Gewalt." So berichtete der dbb Chef sogar von 

Angriffen auf Mitarbeiter von Kfz-

Zulassungsstellen, wenn etwa nicht die ge-
wünschten Kennzeichen verfügbar sind. Dau-

derstädt hält die Entwicklung für äußerst be-
sorgniserregend: „Da ist eine Mentalität ent-

standen, die hohes Anspruchsdenken und Ag-

gressivität bei Verweigerungen in sich trägt.“ 
Die Erhebung zeige auch, dass die Gewaltbe-

reitschaft quer durch die Milieus gestiegen sei. 
„Es handelt sich um eine Verrohung der Sitten. 

Der Umgangston in diesem Land hat sich ver-
ändert“, stellte Dauderstädt fest – der Staat 

werde als Institution, der man Respekt entge-

genbringe, nicht mehr wahrgenommen: „Der 
Staat entwickelt sich für immer mehr Gesell-

schaftsschichten zum Gegner.“  
 

Der dbb Chef forderte angesichts der aktuellen 

Entwicklung umfassende und nachhaltige 
Schutzmaßnahmen für die Beschäftigten, die 

zunehmender Aggressivität ausgesetzt sind. 
„Diejenigen, deren Aufgabengebiete Konflikt-

potenzial haben, sollten Deeskalationsschulun-

gen erhalten", so Dauderstädt. Außerdem 
müsse man „in öffentlichen Gebäuden Um-

baumaßnahmen erwägen. Metalldetektoren am 
Eingang von Gebäuden könnten mancherorts 

sinnvoll sein. Der rote Notfallknopf am Schreib-
tisch, wie man ihn aus Banken und von Juwe-

lieren kennt, sollte vielleicht bald zur Ausstat-

tung von Behördenmitarbeitern gehören." Der 
dbb Bundesvorsitzende nannte zudem die Ab-

schaffung von Einzelbüros, damit Mitarbeiter 
nicht allein in einem Raum mit Besuchern sind, 

und appellierte: „Die Politik muss handeln.“  
 

Immer wieder kommt es mittlerweile auch zu 

tödlichen Übergriffen auf Behördenmitarbeiter, 
berichtete die „Welt am Sonntag“. Allein 2013: 

Die Sachbearbeiterin einer Führerscheinstelle 
im Kreis Schleswig-Flensburg wurde erstochen, 

weil sie einem Lkw-Fahrer die Fahrerlaubnis 

verweigerte. Ein verwirrter Rentner erschoss 
den Landrat des Kreises Hameln-Pyrmont in 

Niedersachsen in dessen Amtszimmer. Im Jahr 
davor erschoss in Karlsruhe ein Arbeitsloser 

aus Wut über die Zwangsräumung seiner 
Wohnung vier Menschen und sich selbst. Eines 

der Opfer war der zuständige Gerichtsvollzie-

her. Zitiert wurde neben der dbb-Umfrage 
auch eine Studie der Hochschule Darmstadt, 

die 2012 eine bundesweite „Untersuchung zur 
Aggressivität und Gewalt in der Kundenbezie-

hung“ durchführte, an der mehr als 30 Behör-

den teilnahmen. Nahezu 100 Prozent der Be-
fragten berichteten von verbalen Konflikten, 66 

Prozent von Beleidigungen, 51 Prozent von 
Drohungen, 14 Prozent von Sachbeschädigun-

gen, 13 Prozent von körperlicher Gewalt und 2 

Prozent von Waffengewalt. In einer weiteren 
aktuellen Untersuchung, die das Institut für 

Polizei- und Kriminalwissenschaft der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung in 

Nordrhein-Westfalen vorgenommen hat, ist 
von einer durch das Personal „fast schon als 

alltäglich empfundenen Beleidigungskultur“ die 

Rede. 
(04/39/14) 

 
 

Entgeltordnung zum TV-Hessen tritt rückwirkend zum 1. Juli 2014 in Kraft 
 
(dbb) In einem Spitzengespräch zwischen dbb-Tarifchef Willi Russ und dem hessischen 

Innenminister Peter Beuth am 10. Oktober 2014 in Wiesbaden haben sich der dbb und 
das Land Hessen auf ein Inkrafttreten der Entgeltordnung zum TV-H rückwirkend zum 1. 

Juli 2014 geeinigt. Russ nannte die Einigung einen „guten Kompromiss, der dafür sorgt, 
dass Hessen nicht mit einem überalterten Eingruppierungssystem hinter seinen Länder-

nachbarn herhinkt". 

 
Die Einigung basiert auf der Entgeltordnung 

für den Geltungsbereich der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) und weicht nur gering-

fügig von dieser ab. Ungleichbehandlungen 
von übergeleiteten und neueingestellten Be-

schäftigten werden mit dieser Tarifeinigung 
weitestgehend abgestellt. Ein Großteil der seit 

Januar 2010 neueingestellten beziehungsweise 

umgruppierten Beschäftigten des Landes profi-

tiert daher erheblich von der neuen Entgelt-
ordnung. 

 
Im Zuge der Verhandlungen setzte der dbb 

auch wichtige Verbesserungen für Beschäftigte 
im Unterhaltungs- und Instandsetzungsdienst 



 

aktuell Nr. 39 vom 17.10.2014 5 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

des Außendienstes der Straßen- und Verkehrs-
verwaltung durch.  

 
Russ sagte: „Ich bin zufrieden damit, dass wir 

in einigen wichtigen Details für die Beschäftig-

ten Verbesserungen gegenüber dem TV-L aus-
verhandeln konnten. Allerdings gehört zur 

Wahrheit auch, dass in Hessen alle tarifrechtli-
chen Fortschritte immer erst mit einiger Ver-

spätung ankommen. Die Entgeltordnung zum 

TV-L gilt nämlich schon seit Anfang 2012. Ich 

finde es an der Zeit, dass die schwarz-grüne 
Landesregierung überprüft, was ihr Sonderweg 

tatsächlich gebracht hat. Oft macht es den 
Eindruck, dass Hessen gerne auf den bereits 

von der TdL beschrittenen Pfaden wandelt. Ich 

bin gespannt, wie sich das Land zur Einkom-
mensrunde 2015 positioniert. Wir jedenfalls 

werden für die Beschäftigten in Hessen nicht 
weniger fordern, als für die in Brandenburg 

oder in Baden-Württemberg." 

(05/39/14) 

 
 

Bundestag beschließt Besoldungserhöhung  
 
(dbb) Der Bundestag hat am 9. Oktober 2014 mit Zustimmung aus allen Fraktionen das 

Bundesbesoldungs- und –versorgungsanpassungsgesetz 2014/2015 (BBVAnpG 
2014/2015) verabschiedet. Damit werden die Dienst- und Versorgungsbezüge der Bun-

desbeamtinnen und -beamten in zwei Schritten angehoben, rückwirkend zum 1. März 
2014 um 2,8 Prozent und zum 1. März 2015 um 2,2 Prozent.  

 
Für die Erhöhung der Grundgehälter gilt ein 

Mindestbetrag von 90 Euro. Er führt bei 

Grundgehältern unter 3.000 Euro zu einer 
prozentualen Anpassung oberhalb des linearen 

Erhöhungswertes. Die linearen Besoldungser-
höhungen sind bei Beamten gegenüber den 

Tarifanpassungen bei jedem Anpassungsschritt 
um 0,2 Prozentpunkte vermindert, die der 

Versorgungsrücklage zugeführt werden. Die 

Anwärtergrundbeträge erhöhen sich in einem 
ersten Schritt rückwirkend zum 1. März 2014 

um 40 Euro und in einem zweiten Schritt zum 
1. März kommenden Jahres um 20 Euro.  

 

„Mit dieser Anpassung wird der Tarifabschluss 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

des Bundes vom 1. April 2014 zeit- und wir-
kungsgleich auf die verbeamteten Kolleginnen 

und Kollegen übertragen, so dass auch sie 
Anschluss an die allgemeine wirtschaftliche 

und finanzielle Entwicklung halten“, begrüßte 

Hans-Ulrich Benra, stellvertretender dbb Bun-
desvorsitzender und Fachvorstand Beamtenpo-

litik, die Entscheidung des Bundestags. Der 
dbb werte die zügige Umsetzung des Gesetzes 

als „Zeichen der Wertschätzung“ des Dienst-

herrn Bund für seine Beamtinnen und Beam-

ten, Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger, betonte der dbb Vize.  
 

Gleichzeitig sei die Besoldungs- und Versor-
gungsanpassung des Bundes ein „wichtiges 

Signal“ für die Anfang 2015 beginnende Ein-
kommensrunde im öffentlichen Dienst der 

Länder: „Der Bund hat vorgemacht, wie es 

geht: Beamtinnen und Beamte sind keine freie 
Verfügungsmasse für Sonderopfer, sondern 

verdienen die gleiche Teilhabe an der wirt-
schaftlichen Entwicklung wie ihre Kolleginnen 

und Kollegen aus dem Arbeitnehmerbereich. 

Deswegen sind die Dienstherren der Länder 
gut beraten, den Tarifabschluss des nächsten 

Jahres zeit- und wirkungsgleich auf die Lan-
des- und Kommunalbeamten zu übertragen. 

Wer sich dem entgegenstellt, sorgt für Staats-
verdrossenheit beim eigenen Personal, ein 

weiteres Auseinanderdriften der Einkommens-

verhältnisse und riskiert - wie jüngst in 
Nordrhein-Westfalen geschehen - teure Nie-

derlagen vor Gericht“, warnte Benra. 
(06/39/14) 

 
 

dbb-Stellungnahme: Ausweitung von Langzeitkonten für Bundesbeamte  
begrüßt 
 
(dbb) In einer Stellungnahme vom 8. Oktober 2014 hat der dbb die Ausweitung des Pilot-

projekts zur Einführung von Langzeitkonten auf alle Bundesressorts grundsätzlich be-

grüßt. Gleichzeitig fordert der dbb die Absenkung der Wochenarbeitszeit für Beamtinnen 
und Beamte des Bundes auf die im Tarifbereich bereits geltenden 39 Stunden. 



 

aktuell Nr. 39 vom 17.10.2014 6 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

 
Die Einführung von Langzeitkonten ist in einem 
Gesamtzusammenhang zu sehen mit verschie-

denen Gesetzesänderungen in den letzten 
Jahren, aber auch mit sich stark verändernden 

dienstlichen und personellen Rahmenbedin-

gungen. So wurde mit Inkrafttreten des 
Dienstrechtsneuordnungsgesetzes im Jahr 

2009 die schrittweise Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit für Beamtinnen und Beamte 

des Bundes um zwei Jahre eingeführt; die 

Möglichkeiten, Altersteilzeit in Anspruch zu 
nehmen, sind erheblich eingeschränkt worden. 

Darüber hinaus nimmt die Arbeitsbelastung 
aufgrund von Stelleneinsparungen stetig zu. 

Im öffentlichen Dienst sind bereits jetzt erste 
Anzeichen für einen demografisch bedingten 

Fachkräfte- und Nachwuchskräftemangel zu 

verzeichnen.  
 

Gleichzeitig wächst der Wunsch der Beschäftig-
ten nach mehr Zeitsouveränität und der Eröff-

nung zusätzlicher Freiräume innerhalb des 

Berufslebens: “Insofern können Langzeitkon-
ten einen sinnvollen Beitrag leisten zur Gestal-

tung neuer Formen der Arbeitsorganisation 
und eines flexiblen Arbeitszeitmanagements. 

Es muss hierbei sichergestellt sein, dass eine 

zusätzliche Arbeitsleistung im Zusammenhang 
mit Langzeitkonten ausschließlich auf freiwilli-

ger Basis erfolgt. Der Dienstherr darf keines-
falls Mehrarbeit und die Nichtinanspruchnahme 

von über den Mindesturlaub hinausgehenden 
Erholungsurlaub quasi voraussetzen, um auf 

diese Weise einen bestehenden Personalfehl-

bestand kurzfristig auszugleichen,“ so die Stel-
lungnahme.  

 
Scharf zu kritisieren ist aus Sicht des dbb, dass 

der Verordnungsentwurf zur Änderung der AZV 

die wöchentliche Arbeitszeit von 41 Stunden 
für die Beamtinnen und Beamten des Bundes 

unangetastet lässt: „Die 41-Stunden-Woche 
wurde vor dem Hintergrund der angespannten 

Haushalts- und Stellensituation 2006 einge-
führt. Den Erhöhungen sind zahlreiche (Plan-

)Stellen in der Bundesverwaltung zum Opfer 

gefallen. Die Beamtinnen und Beamten haben 
ihren Beitrag zur Konsolidierung der Haushalte 

geleistet. Die lineare Einsparung von 0,4 Pro-
zent endet mit dem Haushalt 2014. Vor diesem 

Hintergrund fordert der dbb mit Nachdruck - 

auch im Rahmen einer Gleichbehandlung der 
beiden Statusgruppen - eine Absenkung der 

wöchentlichen Arbeitszeit für Beamtinnen und 
Beamte auf 39 Stunden pro Woche wie im 

Tarifbereich.“ 

(07/39/14) 

 
 

dbb und Bündnis 90/Die Grünen: 
Tarifeinheitsgesetz würde Streikrecht einschränken 
 
(dbb) Weitreichende Übereinstimmung beim Thema Tarifeinheit kennzeichnete den Mei-

nungsaustausch zwischen Beate Müller-Gemmeke, als Bundestagsabgeordnete Mitglied 
der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen und dem Zweiten dbb Vorsitzenden und Fach-

vorstand Tarifpolitik im dbb, Willi Russ. Müller-Gemmeke ist Sprecherin für Arbeitnehmer-
rechte in ihrer Fraktion und Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales. Beide trafen 

sich am 16. Oktober 2014 im Berliner Abgeordnetenbüro der Politikerin, um ihre Positio-
nen zum Thema Tarifeinheit auszutauschen. 

 
Die Gesprächspartner sehen eine große Gefahr 

darin, dass ein möglicher Gesetzesentwurf zum 

Thema Tarifeinheit zu Einschränkungen im 
Streikrecht führen könnte – unabhängig davon, 

ob dies im Gesetz explizit erwähnt werden 
würde oder nur indirekt zur Geltung komme. 

Auch deshalb haben Bündnis 90/Die Grünen 

einen Antrag in den Deutschen Bundestag 
eingebracht, der unter der Überschrift „Solida-

rität im Rahmen der Tarifpluralität ermöglichen 
– Tarifeinheit nicht gesetzlich regeln“ die Bun-

desregierung auffordert, von ihrem Projekt 
abzulassen. In dem Antrag heißt es: „Die zu-

nehmende Zersplitterung der Tariflandschaft 
ist ein Problem. Verantwortlich für die Erosion 
des Tarifsystems ist aber nicht die bestehende 
Tarifpluralität, sondern vielmehr das Aufwei-
chen von Flächentarifverträgen, Tarifflucht, 
Mitgliedschaften ohne Tarifbindung, Ausgliede-
rungen und das Ausweichen auf Werkverträge. 
In Zeiten, in denen die Gestaltungsspielräume 
der Gewerkschaften kleiner werden und die 
Durchsetzungsfähigkeit abnimmt, ist deshalb 
nicht eine gesetzliche Tarifeinheit die logische 
Konsequenz, sondern es sind soziale Leitplan-
ken in der Arbeitswelt. Gute politische Rah-
menbedingungen stärken die Sozialpartner. 
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Nur so können im Rahmen der Tarifpluralität 
Kooperationen zwischen den Gewerkschaften 
und schlussendlich Solidarität entstehen.“ 
 
dbb Vize Russ unterstützt diesen Antrag aus 
voller Überzeugung: „Es ist wichtig, dass, wie 

in diesem Antrag geschehen, dass endlich 
auch einmal die eigentlichen Ursachen für die 
Zersplitterung der Tariflandschaft zum Thema 
gemacht werden. 
(08/39/14) 

 
 

Eigenthaler - Klare Zielvorgaben für elektronische Steuerverwaltung fehlen 
 
(dbb) Am 9. und 10. Oktober 2014 tagten europäische Steuerfachgewerkschaften auf 

Einladung der CESI und der Europäischen Kommission in Brüssel. „Ich bin stolz, Finanz-

beamter zu sein.“ Mit diesen Worten leitete Thomas Eigenthaler, stellvertretender dbb 
Bundesvorsitzender und Chef der Deutschen Steuer- Gewerkschaft (DSTG), einen Vortrag 

über den Stand der elektronischen Steuerverwaltung in Deutschland ein. 

 
Es sei ein Gewinn, auf EU-Ebene Erfahrungen 

über die elektronische Steuerverwaltung aus-

zutauschen. „Lasst uns doch mal gemeinsam 
auf europäischer Ebene über die Funktion, die 

Rolle und den Zustand der elektronischen Da-
tenverwaltung in den Mitgliedstaaten spre-

chen“, rief der dbb Vize den 120 Steuerfach-

leuten aus EU-Mitgliedstaaten zu. Die Beschäf-
tigten der Steuerverwaltung wünschten sich 

eine ihre Arbeit unterstützende EDV. Systeme, 
die dazu dienen, den mitdenkenden Menschen 

zu ersetzen, lehnt Eigenthaler ab. Vieles werde 
mit der heißen Nadel gestrickt, und generell 

werde für die EDV zu wenig Geld in die Hand 

genommen.  
 

Eigenthaler warnte davor, die Arbeitsbedin-
gungen gerade im EDV-Bereich so zu ver-

schlechtern, dass die ohnehin zu geringe Zahl 

der Bewerber für die Laufbahn des Finanzbe-
amten weiter sinkt. Der automatische Daten-

abtausch, der ab 2017 in der EU funktionieren 
soll, sei grundsätzlich zu begrüßen, werfe aber 

auch Fragen auf. „Das wird eine ganz gewalti-
ge Herausforderung werden. Es geht um eine 

Milliarde Datensätze allein für die deutsche 

Steuerverwaltung.“ Der Staat habe hohe Er-
wartungen an seine Verwaltung, investiere 

aber nicht genug. „Wir hinken in den Behörden 
mit der Hardware-Ausstattung immer um Jahre 

hinterher.“ Das gelte für Datenleitungen, Ser-

ver und Endgeräte. „Wir stellen als Fachge-

werkschaft immer wieder fest, dass der Staat 

im Bereich der elektronischen Verwaltung im 
Grunde konzeptionslos ist.“ Es gebe keine kla-

ren Zielvorstellungen, auch zentrale Verfah-
rensfragen seien unbeantwortet. Auch das 

hochsensible Thema Datenschutz müsse der 

Bevölkerung besser vermittelt werden, damit 
dort nicht unnötig Ängste entstünden.  

 
Eigenthaler berichtete über das deutsche Risi-

komanagementsystem. Spezielle Software 
macht den Bearbeiter auf widersprüchliche 

Angaben in den Steuererklärungen aufmerk-

sam, fordert Prüfungen ein. Das System habe 
noch technische Schwächen, sei aber prinzipiell 

richtig, weil es personalunterstützend wirke 
und nicht personalersetzend. Eine Absage er-

teilte der DSTG-Chef der elektronischen 

Selbstveranlagung bei der Unternehmensbe-
steuerung, wie sie etwa in Dänemark einge-

führt wurde. Unternehmen können sich dort 
neuerdings online selbst veranlagen und auch 

gleich den eigenen Bescheid ausstellen. „Wir 
sind sehr skeptisch, was die Idee einer Selbst-

veranlagung angeht. Das findet unseren deut-

lichen Widerstand. Da soll der Mensch ersetzt 
werden - mit all den Schwächen, die ein sol-

ches System hat.“  
(09/39/14) 

 
 

dbb jugend: Altersabgänge mit Demografie-Stellen abfedern 
 
(dbb) Deutschlands öffentlicher Dienst ist insgesamt schlecht auf die demografischen 
Herausforderungen eingestellt. So das Fazit des diesjährigen jugendpolitischen Früh-

stücks der dbb jugend im Bundestag, zu dem die dbb-Jugendorganisation traditionell die 

Referentinnen und Referenten von Innenpolitikern der Bundestagsfraktionen einlädt, um 
mit ihnen über die aktuelle Lage im öffentlichen Dienst zu sprechen.  
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Zum Thema „Demografievorsorgende Perso-

nalpolitik“ hatten sich am 15. Oktober 2014 
Mandy Rogler, Referentin des Berichterstatters 

aus dem Innenausschuss für die CDU/CSU 
Fraktion Oswin Veith, Julian Marx, Referent 

von Michael Frieser (CDU/CSU), und Adrian 

Klein, Referent von Doris Wagner (Bündnis 
90/Die Grünen), eingefunden. Die dbb jugend 

vertraten dbb jugend-Vorsitzende Sandra Ko-
the (bfg), dbb jugend-Vize Steffen Kollmann 

(VBOB), Vanessa See und Annemarie Tietz 

(beide VBOB), Andra Godbersen und Christo-
pher Petsch (beide Junge Polizei) sowie Daniel 

von der Ohe (GdS). Unterstützt wurden sie von 
den beiden dbb-Referenten Claudia Rahn 

(Grundsatz) und Sebastian Wiegand (Tarif).  

 
Die Diskutanten waren sich einig, dass ange-

sichts der Altersstruktur und der Nachwuchsla-
ge im öffentlichen Dienst dringend gehandelt 

werden müsse und gute Vorschläge seitens der 
Verbände vorliegen, die umfassend von der 

Bundesregierung umgesetzt werden müssten. 

Es fehle bisher an einer Gesamtstrategie und 
der konsequenten Umsetzung und Ausweitung 

bereits bestehender Elemente, um auch wei-

terhin qualifizierten und motivierten Nach-

wuchs für den öffentlichen Dienst zu gewinnen 
und damit seine Funktionsfähigkeit nachhaltig 

sicherzustellen. Die Vertreterinnen und Vertre-
ter der dbb jugend zeigten anhand von Praxis-

beispielen auf, dass es in einigen Sektoren zu 

wenige Bewerberinnen und Bewerber sowie zu 
wenige beziehungsweise intransparente Ein- 

und Aufstiegsperspektiven gibt, und sich an-
dernorts wiederum ausreichend, aber nicht 

dem Leistungsprofil entsprechend optimale 

Bewerber vorstellen. Die anwesenden Bundes-
beschäftigten forderten eine verstärkte Nut-

zung des § 27 der Bundeslaufbahnverordnung, 
der die Förderung besonders leistungsstarker 

Beamtinnen und Beamten ermöglicht. Koll-

mann schlug zudem so genannte Demografie-
Stellen vor, auf die alle Auszubildenden nach 

erfolgreichem Abschluss „sozusagen auf Vorrat 
übernommen werden, um sie dann, wenn die 

Altersabgänge kommen, zu entfristen“. Nur so 
könne sichergestellt werden, dass die Alters-

abgänge zeitnah und rechtzeitig abgefedert 

werden könnten.  
(10/39/14) 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

dbb rheinland-pfalz: Steuerverschwendung geht alle an 
 
(dbb) Spitzenvertreter des dbb rheinland-pfalz und des rheinland-pfälzischen Steuerzah-

lerbundes haben sich zu einem Gespräch getroffen. Der dbb Landesbund bilanzierte dazu 
am 14. Oktober 2014 „eine interessante Mischung“: Der Steuerzahlerbund möchte, dass 

die öffentliche Hand spart und sieht Sparpotenzial auch im öffentlichen Dienst, der Beam-
tenbund fordert deutlich mehr (Steuer-)Geld für das Personal im öffentlichen Dienst und 

will zum Beispiel ein sofortiges Ende der „5 x1 %“-Deckelung von Besoldung und Versor-
gung im rheinland-pfälzischen Landes- und Kommunaldienst. 

 
Das Gespräch, das dbb rheinland-pfalz und der 

Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz e.V. 

erstmals führten, sei aber keineswegs eine 
hitzige Debatte gewesen. Mit viel Verständnis 

für den jeweiligen Mitgliederauftrag tauschten 
der BdSt-Vorstandsvorsitzende Dr. Harald 

Augter und die dbb Landeschefin Lilli Lenz im 

sachlichen Fachgespräch Aspekte und Argu-
mente aus zu Themen wie Stellenabbau im 

Landesdienst, Reform von Beamtenbesoldung 
und -versorgung sowie zum Beamtenstreikver-

bot und zum Beamtenstatus für Lehrkräfte.  

 
Insbesondere als es um den BdSt-

Gesetzentwurf zur Abschaffung der „kalten 

Progression“ im Steuerrecht ging, zeigte sich, 

dass Gewerkschaft und Steuerzahlerbund an 

vielen Stellen das Gleiche wollen.  
 

Mit Blick auf die einprozentige Besoldungs- und 
Versorgungsdeckelung in Rheinland-Pfalz sagte 

die dbb Landesvorsitzende Lilli Lenz: „Auch 

Beamte sind Steuerzahler, sie werden doppelt 
zur Kasse gebeten durch ihre persönliche 

Steuerzahlung und zusätzlich durch die infla-
tionsbereinigten Minusrunden seit 2012.  

`5x1 %´, das ist `kalte Progression´ in Rein-

kultur und insgesamt ungerecht.“ 
(11/39/14) 
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dbb berlin sieht ersten Erfolg gegen „schleichende Privatisierung“  
 
(dbb) Die Warnungen der Deutschen Justizgewerkschaft Berlin (DJG Berlin) und des dbb 

beamtenbund und tarifunion berlin vor einer „schleichenden Privatisierung“ im Zusam-
menhang mit bevorstehenden personalintensiven Prozessen gegen Rocker vor dem Amts-

gericht Tiergarten haben in der Politik erste positive Wirkungen gezeigt. Wie der dbb ber-
lin nach der Sitzung des Hauptausschusses des Berliner Abgeordnetenhauses am 15. Ok-

tober 2014 mitteilte, haben sich alle Fraktionen gegen derartige Privatisierungsbestre-

bungen ausgesprochen und dem Senat auferlegt, bis zum 26. November 2014 einen Be-
richt zu dem Vorhaben vorzulegen.  

 
dbb berlin-Vorsitzender Frank Becker dankte 

den Mitgliedern des Hauptausschusses dafür, 
dass sie dieses Thema sofort aufgegriffen und 

klar Stellung bezogen haben. Es könne nicht 

angehen, dass beim Amtsgericht Tiergarten 

auf kostenintensive private Sicherheitsdienste 

zurückgegriffen werden soll, ohne dass alter-
native Personalplanungen im Justizdienst ge-

prüft worden sind, so Becker.  

(12/39/14) 

 

 

Grundbuchamts- und Notariatsreform – BBW schaltet sich ein 
 
(dbb) Aus Protest gegen die Verweigerungshaltung der Landesregierung von Baden-

Württemberg gegenüber den Bediensteten der Notariate im Zuge der Grundbuchamts- 
und Notariatsreform ist am 11. Oktober 2014 der Vorstand des Württembergischen 

Notarvereins e. V. geschlossen zurückgetreten. Der Berufsverband wirft der Landesregie-
rung vor, sie lasse die Notariatsangehörigen im Stich und unternehme nichts, um die Be-

lange der von der Notariats- und Grundbuchamtsreform besonders betroffenen Bediens-
teten des Landes angemessen und fair zu berücksichtigen. Aufgrund des außergewöhnli-

chen Vorgangs hat der Beamtenbund Baden-Württemberg BBW umgehend Kontakt mit 

dem Justizministerium aufgenommen. Von dort habe man in der Sache verhalten Entwar-
nung signalisiert, teilte der BBW mit.  

 
Laut Justizministerium ist das letzte Wort über 

die Zukunft der Beschäftigten noch nicht ge-
sprochen, die im Zuge der Grundbuchamts- 

und Notariatsreform weiterhin beim Land ver-

bleiben. Justizminister Rainer Stickelberger 
habe versichert, er setze sich nach wie vor für 

eine sozialverträgliche Umsetzung der Reform 
ein und halte auch an Vorruhestandsregelun-

gen und Altersteilzeitregelungen für einen 

bestimmten Personenkreis fest. 

Der BBW und sein Mitgliedsverband Württem-

bergischer Notarverein e. V. haben sich wie-
derholt für Regelungen zur Abfederung der 

Reform für die Beschäftigten - Beamtinnen und 

Beamten sowie Tarifbeschäftigte – eingesetzt, 
die im Landesdienst verbleiben. So fordert der 

BBW Vorruhestandsregelungen und Altersteil-
zeitregelungen für Betroffene, die am Reform-

stichtag 55 Jahre oder älter sind.  

(13/39/14) 

 

 

GDL-Erzwingungsstreiks bei der Deutschen Bahn  
 
(dbb) Die Deutsche Bahn präsentiert sich in den Medien als offener Gesprächspartner, der 

mit der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) „am liebsten sofort“ sprechen 
möchte. Das Problem ist aber, dass sie selbst nach vier harten Streiks immer noch ledig-

lich nur darüber reden will, „wie die GDL für andere Berufsgruppen verhandeln könnte“.  

 
 
Dazu sagte der GDL-Bundesvorsitzende und 

dbb Vize Claus Weselsky am 17. Oktober 2014: 
„Diese Aussage ist zwar schick verpackt, je-

doch ohne Substanz.“ Denn der GDL gehe es 

nicht um das Wie, sondern um das Was. Sie 
fordere inhaltliche Verhandlungen für ihre Mit-
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glieder. Diese verweigere die DB, obwohl ihr 
die Tarifvertragsentwürfe für das Zugpersonal 

dazu seit Monaten vorliegen. Es gehe um 
Überstundenbegrenzung, bessere Schichtplä-

ne, fünf Prozent mehr Tabellenentgelt, über-

haupt um verbesserte Arbeitszeitregelungen. 
Weselsky: „Es wird Zeit, dass die DB die Fak-

ten akzeptiert.“ Sie hat der GDL selbst be-
scheinigt, dass sie mit 51 Prozent die Mehrheit 

der 37.000 Beschäftigten in den Eisenbahnver-

kehrsunternehmen (EVU) der DB organisiert. 
 

Die GDL hat deshalb das Zugpersonal der 
Deutschen Bahn im Güterverkehr vom 17. 

Oktober um 15 Uhr und im Personenverkehr 

vom 18. Oktober 2014 um 2 Uhr zum bundes-

weiten Streik aufgerufen. Streikende ist sowohl 
für den Güter- als auch für den Personenver-

kehr der 20. Oktober 2014 um 4 Uhr. 
 

Der GDL-Bundesvorsitzende forderte die DB 

auf, endlich ihre Blockade auf dem Rücken 
ihrer Kunden zu beenden und mit der GDL 

zügig über die vorliegenden Tarifverträge für 
das Zugpersonal zu verhandeln. Weselsky: 

„Der Arbeitgeber weiß, dass wir bereit sind, bei 

den inhaltlichen Verhandlungen auch Zuge-
ständnisse zu machen. Seine Wunschträume 

nach Tarifeinheit wird es mit der GDL jedoch 
nicht geben.“  

(14/39/14) 

 

 

BTE begrüßt Verabschiedung der neuen Mess- und Eichverordnung durch 
Bundeskabinett  
 
(dbb) Die Bundesregierung hat am 15. Oktober 2014 die vom Bundesminister für Wirt-
schaft und Energie, Sigmar Gabriel, vorgelegte Verordnung zur Neuregelung des gesetzli-

chen Messwesens und zur Anpassung an die europäische Rechtsprechung beschlossen. Zu-

vor hatte der Verordnungsentwurf am 10. Oktober 2014 das europäische 

Notifizierungsverfahren passiert. 

 
Ronald Kraus, Vorsitzender der Gewerkschaft 
Mess- und Eichwesen BTE, begrüßte die Ver-

abschiedung. „Es wird höchste Zeit: Unsere 
Kolleginnen und Kollegen in den Eichämtern 

werden mit grundsätzlichen Fragen überhäuft 

und stehen schon seit Monaten in den Startlö-
chern." Der Bundesrat befasst sich am 28. 

November 2014 mit der Verordnung. Ab 1. 
Januar 2015 gilt das neue Mess- und Eichge-

setz; die neue Mess- und Eichverordnung soll 

dann ebenfalls in Kraft treten. 
 

Mit dem Gesamtpaket wird das Mess- und 
Eichrecht grundlegend modernisiert, das be-

stehende hohe Schutzniveau des deutschen 
Messwesens wird beibehalten. Mit der Neu-

ordnung des gesetzlichen Messwesens gelten 

künftig für europäisch und national geregelte 
Messgeräte die gleichen Anforderungen, wenn 

sie auf den Markt gebracht werden.  
 

Die innerstaatliche Bauartzulassung und die 

Ersteichung von national geregelten Messgerä-
ten werden ab dem 1. Januar 2015 durch eine 

Konformitätsbewertung ersetzt. Zudem ist das 

neue Regelungssystem innovationsoffen und 
kann zukünftige technologische Entwicklungen 

zeitnah und angemessen erfassen. Die Aufga-

ben der Nacheichung von verwendeten Mess-
geräten bleiben auch künftig im bisherigen 

Umfang den Eichbehörden der Länder und den 
staatlich anerkannten Prüfstellen vorbehalten. 

(15/39/14) 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Auf dem Verbandstag des VDStra Lan-
desverbandes M-V ist der dbb Landesvorsit-

zende Dietmar Knecht mit dem ungezügel-

ten Personalabbau des Landes auch in der 
Straßenbauverwaltung hart ins Gericht gegan-

gen. Er bezeichnete ihn als "kannibalisch mit 
Blick auf die Daseinsvorsorge gerade für die 

Pendlerinnen und Pendler im Land". Jeder 
dritte Beschäftigte in den Straßenbauämtern 

sei nah am Rentenalter, ohne dass im Gegen-
zug genug für den Fachkräftenachwuchs getan 

wird. „Mecklenburg-Vorpommern ist Flächen-

land und allein deshalb verbietet sich ein linea-
rer Zusammenhang zwischen sinkender Bevöl-

kerungsdichte und den vorhandenen Straßen, 
die qualitätsgerecht unterhalten und geräumt 

werden müssen“, machte Knecht klar. Er 
fürchte um die Leistungsfähigkeit des Straßen-

http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/entwurf-verordnung-zur-neuregelung-des-gestezlichen-messwesens-und-zur-anpassung-an-europaeische-rechtsprechung,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/entwurf-verordnung-zur-neuregelung-des-gestezlichen-messwesens-und-zur-anpassung-an-europaeische-rechtsprechung,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Technologie/Rahmenbedingungen/messwesen-und-messverfahren.html
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Technologie/Rahmenbedingungen/konformitaetsbewertung-akkreditierung.html
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netzes im nächsten, möglicherweise harten 
Winter. Hinzu komme, dass zu der Zeit die 

nächste Einkommensrunde stattfindet „und wir 
auch in die Lage kommen könnten, die Stra-

ßenwärter zum Streik aufzurufen", so Knecht.  

 
Für seine Verdienste um den Aufbau der Poli-

zeigewerkschaft, für seine ehrenamtliche Ar-
beit im dbb sachsen-anhalt sowie für sein gro-

ßes Engagement als ehrenamtlicher Richter 

hat Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reiner 
Haseloff am 8. Oktober 2014 die Ehrennadel 

des Landes an den Landesvorsitzenden der 
Deutschen Polizeigewerkschaft und dbb Lan-

desbundvorsitzenden Wolfgang Ladebeck 

verliehen. Ladebeck (54) gehörte zu den 
Gründungsmitgliedern des Landesverbandes 

und war maßgeblich am Aufbau der Deutschen 
Polizeigewerkschaft Sachsen-Anhalt (DPolG 

LSA) beteiligt. Zunächst Kreisvorsitzender, 
später stellvertretender Landesvorsitzender ist 

er seit 2001 ihr Landesvorsitzender. Seit 2003 

ist Wolfgang Ladebeck Mitglied im Bundesvor-
stand der Deutschen Polizeigewerkschaft und 

seit 2007 stellvertretender Bundesvorsitzender. 
Im Jahr 2005 wurde er als Regionalbeauftrag-

ter der Stiftung der DPolG für die neuen Län-

der und Berlin berufen. Seit 13. Juni 2014 ist 
Ladebeck Landesvorsitzender des Beamten-

bundes. Von 2007 bis 2011war er ehrenamtlich 
als Richter am Verwaltungsgericht Magdeburg, 

Fachkammer Personalvertretungsrecht, tätig. 
 

Auf dem Gewerkschaftstag des BTE (18. bis 

20. September 2014 im dbb forum siebenge-
birge) ist der seit 2012 kommissarisch amtie-

rende Bundesvorsitzende Ronald Kraus ein-
stimmig zum Vorsitzenden der Gewerkschaft 

Mess- und Eichwesen gewählt worden. Weiter 

wählten die Delegierten Rigobert Biehl zum 
stellvertretenden Vorsitzenden, Lars Forche 

(Schriftführer), Dieter Becker (Schatzmeister) 
und Sven Rönnau (Beisitzer). Carina Reichel 

und Michael Handke wurden als Kassenprüfer 

gewählt. Der Zweite Vorsitzende des dbb Willi 
Russ überbrachte die Grüße des Dachverban-

des, blickte in seiner Rede auf die Zusammen-
arbeit des dbb mit dem BTE zurück und sprach 

über gewerkschaftspolitische Zukunftsaussich-
ten. Mit Stehenden Ovationen dankten die 

Teilnehmer dem Ehrenvorsitzenden Ewald 

Schmidt für seine geleistete Arbeit und 
wünschten ihm für die Zukunft vor allem Ge-

sundheit. 
 

Die Deutsche Polzeigewerkschaft (DPolG) hat 

erneut vor dem IS-Terror in Deutschland ge-

warnt. Die Wahrscheinlichkeit von Anschlägen 
der Terrorgruppe Islamischer Staat (IS) sei 

dramatisch gestiegen, sagte der DPolG-
Vorsitzende Rainer Wendt am 10. Oktober 

2014 dem Portal Handelsblatt Online. Er for-

derte die SPD auf, die von der Union vorge-
schlagenen Gesetzesverschärfungen zur Ver-

hinderung von Anschlägen nicht zu blockieren. 
Der deutsche Rechtsstaat müsse seine Instru-

mente stets auf Wirksamkeit und Schlagkraft 

prüfen, um auch in veränderten Bedrohungssi-
tuationen flexibel und angemessen reagieren 

zu können. „Die Herausforderungen durch 
islamistischen Terror sind von neuer Qualität“, 

sagte Wendt. Die Eintrittswahrscheinlichkeit 

eines Terroranschlags habe sich „dramatisch 
gesteigert“.  

 
Die vbba Gewerkschaft Arbeit und Soziales hat 

das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
7. Oktober 2014 begrüßt, wonach die Be-

schränkung der Anzahl der zugelassenen 

kommunalen Jobcenter und das Zulassungs-
verfahren nicht gegen geltendes Recht versto-

ßen. Der Bund kann selbst darüber entschei-
den, wie vielen Kommunen er die alleinige 

Betreuung von arbeitslosen Hilfesuchenden 

überträgt. Dass der Bund die Zahl dieser soge-
nannten Optionskommunen bundesweit auf 

110 und damit ein Viertel aller Jobcenter fest-
legte, sei nicht zu beanstanden, entschieden 

die Karlsruher Richter. Die vbba begrüße diese 
Entscheidung, teilte die Gewerkschaft am 10. 

Oktober 2014 mit. Sie sichere stabile Verhält-

nisse im Bereich des Rechtskreises SGB II, da 
auch das Zulassungsverfahren nicht neu auf-

gerollt werden muss.  
 

Auf dem Gewerkschaftstag des Regionalver-

bandes Ost der Kommunikationsgewerkschaft 
DPV (DPVKOM) am 10. Oktober 2014 hat der 

stellvertretende DPVKOM-Bundesvorsitzende 
Karlheinz Vernet Kosik die zunehmende 

Belastung der Beschäftigten bei Post, Postbank 

und Telekom kritisiert. Insbesondere im Be-
reich der Deutschen Post seien viele Mitarbei-

ter überlastet. Dies ist unter anderem auf die 
stetig steigenden Mengen von Werbepost und 

Paketen zurückzuführen. Außerdem mangele 
es im Bereich der Zustellung an Personal. Vor 

diesem Hintergrund bekräftigte der stellvertre-

tende DPVKOM-Bundesvorsitzende die Forde-
rung der DPVKOM nach mehr Personal und 

einem Bemessungstarifvertrag, mit dem die 
Beschäftigten wirksam vor Überlastung ge-

schützt werden.  
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Die führenden Wirtschaftsforschungsinsti-
tute in Deutschland haben in ihrem am 9. 

Oktober vorgelegten Herbstgutachten für 2014 
ein reales Wirtschaftswachstum in Höhe von 

1,3 Prozent vorhergesagt. Für das nächste Jahr 

liegt die Prognose bei nur noch 1,2 Prozent. Im 
Frühjahrsgutachten war man noch von einem 

Wachstum von 1,9 Prozent in diesem Jahr und 
2 Prozent in 2015 ausgegangen. Damit haben 

die Institute ihre Prognose für Deutschland 

deutlich nach unten korrigiert. Die Konjunktur-
forscher machen die Politik der Bundesregie-

rung für den Abschwung in Deutschland mit-
verantwortlich. Die Aussichten für die Konjunk-

tur seien auch deshalb gedämpft, weil Gegen-

wind aus der Wirtschaftspolitik komme. Das 
Rentenpaket und die Einführung des flächen-

deckenden Mindestlohns wirkten wachstums-
hemmend. 
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